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Vorwort zur 3. Auflage

Seit dem Erscheinen der zweiten Auflage sind erneut eine Vielzahl von Ver-
änderungen eingetreten, sodass wir uns zu der vorliegenden Überarbeitung
veranlasst gesehen haben, um dem Anwender nach wie vor einen umfassen-
den Überblick über die aktuell maßgeblichen Rahmenbedingungen der be-
trieblichen Altersversorgung geben zu können.

Grundsätzlich positiv ist zunächst das – bereits kurz nach Erscheinen der
letzten Auflage entstandene – „Gesetz zur Förderung der zusätzlichen
Altersvorsorge und zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch“
vom 10. 12. 2007 zu erwähnen. Denn damit wurde die ursprünglich auf den
31.12.2008 befristete Sozialabgabenfreiheit der Beiträge zu einer durch Ent-
geltumwandlung finanzierten betrieblichen Altersversorgung im bisherigen
Umfang unbefristet verlängert. Die ebenfalls umgesetzte Absenkung des
Mindestalters zur Erreichung einer unverfallbaren Anwartschaft von 30 auf
25 Jahre fand dabei zumindest eine gewisse steuerliche Flankierung.

Aus Sicht der betrieblichen Altersversorgung weniger erfreulich ist dagegen,
dass mit dem „Flexi II“-Gesetz die sozialabgabenfreie Übertragung von
Wertguthaben aus Zeitwertkonten in die betriebliche Altersversorgung
abgeschafft wurde. Hier sehen wir einen deutlichen Widerspruch zur an-
dauernden Diskussion um längere und dafür flexiblere Lebensarbeitszeiten
sowie einen gleitenden Ruhestandsbeginn.

Wie die Praxis mittlerweile zeigt, ergeben sich für die betriebliche Alters-
versorgung auch nicht zu unterschätzende Auswirkungen aus dem „Gesetz
zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs“, das zum 1.9.2009 in Kraft
getreten ist. Wir haben dies daher zum Anlass genommen, in der vorliegen-
den Ausgabe ein vollständig neues Kapitel aufzunehmen, in dem dieses
Thema in seinen praxisrelevanten Aspekten ausführlich behandelt wird.

In Fortführung der bereits in der letzten Auflage dargestellten Änderungen
waren darüber hinaus Folgesachverhalte zur stufenweisen Anhebung der
Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung von 65 auf 67 Jahre so-
wie die weitere Entwicklung der Rechtsprechung zur Gleichbehandlungs-
problematik einzuarbeiten. Diesbezüglich ist rückblickend allgemein festzu-
stellen, dass insbesondere das Bundesarbeitsgericht eine Reihe von Urteilen
gefällt hat, die in der Praxis höchst kontrovers diskutiert wurden, da sie zum
Teil konträr zur bis dahin herrschenden Literaturmeinung stehen und zum
Teil Folgefragen aufwerfen, die erneut nicht eindeutig zu lösen sind. Er-
wähnt seien in diesem Zusammenhang nur die Urteile zur außerordentlichen
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BBG-Erhöhung 2003 oder zur dynamisch interpretierten Altersgrenze 65 in
betrieblichen Versorgungsordnungen.

Nicht zuletzt hat auch die Finanzverwaltung mit diversen BMF-Schreiben
auf die sich verändernden Rahmenbedingungen der betrieblichen Altersver-
sorgung reagieren müssen. Nur der Vollständigkeit halber erwähnt seien
schließlich die Umwälzungen im Bereich der Rechnungslegung von Ver-
pflichtungen aus betrieblicher Altersversorgung durch das Bilanzrechts-
modernisierungsgesetz (BilMoG) oder die Überarbeitung des International
Accounting Standard IAS 19 im Jahr 2011, die ansonsten weiterhin nicht
Gegenstand der vorliegenden Darstellung sind.

Abschließend möchten wir uns bei allen Kollegen bedanken, die tatkräftig
an der Entstehung dieses Buches mitgewirkt haben, insbesondere bei Herrn
Dr. Stefan Birkel für die Überarbeitung des Kapitels zum CTA und bei Frau
Katja Wrobel für das Kapitel zum Versorgungsausgleich.

München, im Frühjahr 2013 Dr. Rainer Goldbach
Thomas Obenberger
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Vorwort zur 2. Auflage

In den gut zwei Jahren seit Erscheinen der ersten Auflage waren Gesetzge-
ber und Rechtsprechung nicht untätig. So haben wir anlässlich der anstehen-
den Neuauflage die Gelegenheit genutzt, neben sprachlich redaktionellen
Anpassungen die jeweils letzte aktuelle Entwicklung im Betriebsrentenrecht
zu berücksichtigen.

Erwähnt seien in diesem Zusammenhang höchstrichterliche Urteile etwa zur
Rentenanpassung sowie im Sinne einer Bestätigung der viele Fragen offen
lassenden Rechtsprechung hinsichtlich der Berechnung vorgezogener be-
trieblicher Altersrenten nach vorherigem Ausscheiden unter Aufrechterhal-
tung einer unverfallbaren Anwartschaft.

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Betriebsrentengesetzes wurde
die Finanzierungsbasis des Trägers der gesetzlichen Insolvenzsicherung ge-
stärkt. Nach Ablauf einer Übergangsfrist werden unverfallbare Anwart-
schaften tätiger oder ausgeschiedener Mitarbeiter künftig bereits mit Eintritt
der Insolvenz und nicht wie bisher erst zum Zeitpunkt des späteren Leis-
tungsbeginns durch Beiträge der verpflichteten Arbeitgeber ausfinanziert.

Ein deutliches Zeichen der Abkehr von der gängigen Praxis der Frühverren-
tung setzt das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz, mit dem langfristig eine
Anhebung des zentralen Rentenzugangsalters von 65 auf 67 Jahre angestrebt
wird. Es markiert den vorläufigen Schlusspunkt dieser Entwicklung, nach-
dem beispielsweise der Rentenbeginn mit Alter 60 bereits deutlich erschwert
bzw. die entsprechenden Altersgrenzen angehoben worden waren. Überdies
steht das Auslaufen der staatlich geförderten Altersteilzeit Ende 2009 unver-
ändert im Raum.

Hinsichtlich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes verdichten sich
inzwischen die Hinweise, dass hierdurch ebenfalls die betriebliche Altersver-
sorgung tangiert sein wird, ohne dass allerdings die sich hieraus ergebenden
Konsequenzen bereits in voller Allgemeinheit abgeschätzt werden können.
Insbesondere sind die jüngsten Erfahrungen im Zusammenhang mit der
Gleichstellung eingetragener Lebenspartnerschaften in sich höchst wider-
sprüchlich.

Von Seiten der Finanzverwaltung waren Äußerungen z.B. betreffend die
Behandlung eines Schuldbeitritts und zum Endalter für Waisenrenten zu
verzeichnen. Nur am Rande erwähnt seien Änderungen hinsichtlich der Be-
wertung (neue biometrische Rechnungsgrundlagen, SV-Näherungsverfah-
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ren) und Bilanzierung (z.B. bei den US-GoB) von Verpflichtungen aus be-
trieblicher Altersversorgung.

Wir denken, dass es uns gelungen ist, den Umfang des vorliegenden Buches
trotz dieser zahlreichen Detailänderungen nicht zu sehr aufzublähen, so dass
es sich weiterhin um ein kompaktes und praxisrelevantes Werk handelt.

Grünwald, im Mai 2007 Dr. Rainer Goldbach
Thomas Obenberger



9

Vorwort zur 1. Auflage

Der Beginn des Jahres 2005 ist für das Recht der betrieblichen Altersversor-
gung mit einigen einschneidenden Änderungen verbunden, welche insbeson-
dere das Steuer-, aber auch das Arbeitsrecht der so genannten „zweiten
Säule“ der Versorgung betreffen.

So misst der Gesetzgeber mit dem Alterseinkünftegesetz der lebenslangen
Altersversorgung erhebliches Gewicht bei und bevorzugt diese Leistungs-
form vor der Auszahlung einmaliger Kapitalbeträge. Arbeitsrechtlich wirkt
sich diese Fokussierung auf lebenslange Leistungen in einer Reduzierung der
Abfindungsmöglichkeiten von Versorgungsrechten aus. Steuerrechtlich
werden Versorgungsmodelle, welche lebenslange Versorgungsleistungen
vorsehen, zumindest bei versicherungsförmigen Durchführungswegen in
erheblich stärkerem Maße gefördert als Modelle mit Kapitalleistung.

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber die bisher vorherrschende Differenzie-
rung zwischen der vorgelagerten und der nachgelagerten Besteuerung der
einzelnen Durchführungswege weiter aufgeweicht, um im Ergebnis eine
weitgehend nachgelagerte Besteuerung zu erreichen. Die entsprechenden
steuerrechtlichen Änderungen betreffen insbesondere die versicherungs-
förmigen Durchführungswege Pensionskasse, Direktversicherung und Pen-
sionsfonds. Jedoch sind auch steuerliche Bestimmungen im Bereich der
Direktzusage und der Unterstützungskasse von den Änderungen des Ge-
setzgebers betroffen.

Schließlich soll die berufliche Freizügigkeit auch im Rahmen betrieblicher
Versorgungsrechte erleichtert werden. Aus diesem Grunde hat der Gesetz-
geber neue Möglichkeiten zur Mitnahme von Versorgungsrechten (sog. Por-
tabilität) geschaffen, welche in Teilbereichen sogar in einem einseitigen Mit-
nahmerecht des Versorgungsberechtigten gipfeln.

All diese Änderungen haben uns dazu bewegt, für die betriebliche Praxis das
neue Umfeld des Betriebsrentengesetzes im größeren Kontext darzustellen.
Unser Anliegen ist es, den Betroffenen zielgerichtet die wesentlichen
Grundzüge dieser komplexen Rechtsmaterie darzustellen, wie sie sich seit
dem Alterseinkünftegesetz ergeben. Hierbei haben wir sowohl das Arbeits-,
als auch das Steuer- und das Sozialversicherungsrecht berücksichtigt, da wir
der Meinung sind, dass diese drei Rechtsmaterien die Grundlage darstellen,
um die vielfältigen Fragen der betrieblichen Altersversorgung sachgerecht
angehen zu können. Die weiteren speziellen Rechtsgebiete der Versiche-
rungsaufsicht und des Versicherungsvertragsrechts werden insoweit berück-
sichtigt, als sie zum Verständnis der Materie erforderlich sind.
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Betriebsrenten sind für eine funktionierende Wirtschaft ein unerlässlicher
Bestandteil. Dieses Buch wurde daher verfasst, um den Firmen und den
Arbeitnehmern einen Wegweiser für die aktuellen, wesentlichen Fragen des
Betriebsrentenrechts ab dem Jahre 2005 zur Verfügung zu stellen. Es ver-
steht sich nicht als allumfassende Abhandlung sämtlicher Problemstellun-
gen, sondern will das Erfahrungswissen, welches sich im jahrelangen Um-
gang mit dieser Materie ansammelt, komprimiert und mit Fokus auf die zu-
künftige Handhabung der betrieblichen Altersversorgung weitergeben.

An dieser Stelle möchten wir uns bei den Kollegen für die umfassende Un-
terstützung sowie die zahlreichen Hinweise und Anmerkungen bedanken,
die sehr zum Gelingen dieses Buches beigetragen haben.

Grünwald, im Februar 2005 Dr. Christoph Bode
Thomas Obenberger
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